
Konstituierende Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Soziales und 
Inklusion
Gremium: Ausschuss für Gesundheit, Soziales und 

Inklusion
Sitzungstermin: Dienstag, 02.09.2014, 18:00 Uhr
Ort, Raum: Raum 249, Stadthaus Potsdam

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der 
ordnungsgemäßen Ladung / Feststellung der 
öffentlichen Tagesordnung

3 Bestellung des Schriftführers/der Schriftführerin

4 Wahl der/des stellvertretenden 
Ausschussvorsitzenden

5 Wahl eines Mitgliedes in die 
Trägerversammlung des Jobcenters

6 Benennung von drei Mitgliedern in das 
Auswahlgremium für Förderprojekte freiwilliger 
Leistungen 2015

7 Benennung eines Mitgliedes in die Auswahljury 
zur Unterbringung von ausländischen 
Flüchtlingen

8 Informationen der Verwaltung

9 Berichte aus den Beiräten

10 Verständigung zum Sitzungskalender 2014



Seite: 2/2

11 Überweisungen aus der 
Stadtverordnetenversammlung

11.1 Schulcoaches für Schülerinnen und Schüler mit 
mehrsprachigem Hintergrund an Potsdamer Schulen

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

13/SVV/0783

11.2 Wohnungsnot wirksam begegnen - Wohnen muss 
bezahlbar bleiben

Fraktion DIE LINKE

14/SVV/0628

11.3 Mobilitätsticket Potsdam Fraktion DIE LINKE
14/SVV/0633

11.4 Berücksichtigung von Sozialaspekten bei 
Grundstücksvergabe

Fraktion DIE LINKE

14/SVV/0634

11.5 Medizinische Versorgung im ländlichen Raum 
Potsdams

Fraktion SPD

14/SVV/0659

12 Sonstiges



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

13/SVV/0783

öffentlich
Betreff:
Schulcoaches für Schülerinnen und Schüler mit mehrsprachigem Hintergrund an Potsdamer Schulen

Erstellungsdatum 19.11.2013
Eingang 902: 19.11.2013

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

04.12.2013 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, an den fünf am Meisten von für Schülerinnen und Schülern mit 
geringen Deutschkenntnissen besuchten Schulen schnellstmöglich Schulcoaches zur Verfügung zu 
stellen. In jedem Sozialraum sind die Mittel zur Verfügung zu stellen, um eine Schule je Bildungsgang 
zu sprachsensiblen Schulen zu entwickeln.

gez. S. Hüneke
Fraktionsvorsitzende

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

einstimmig mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

erledigt abgelehnt

Wiedervorlage:

zurückgestellt zurückgezogen

TOP 11.1



TOP 11.1



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Schülerinnen und Schüler, die erst im Schulalter nach Potsdam gekommen sind, verfügen nicht 
selten über geringe Deutschkenntnisse. Dies ist zunächst eine Hürde für die Teilnahme am 
Unterricht, aber auch für die Integration insgesamt. Ziel soll es sein, über die Sprachförderung für 
Jugendliche und junge Erwachsene mit Migrationshintergrund an Potsdamer Schulen eine 
erfolgreiche Schulkarrieren und Integration zu fördern.

TOP 11.1



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

14/SVV/0628

öffentlich
Betreff:
Wohnungsnot wirksam begegnen - Wohnen muss bezahlbar bleiben

Erstellungsdatum 16.06.2014
Eingang 922:

Einreicher: Fraktion DIE LINKE

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

09.07.2014 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag: Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Angesichts der Wohnungsnot, insbesondere des zunehmenden Mangels an Wohnungen mit sozial 
verträglichen Mieten in der Landeshauptstadt, spricht sich die Stadtverordnetenversammlung dafür aus, alle 
im Zugriff der Stadt stehenden Möglichkeiten auszuschöpfen, um Wohnen in Potsdam auch in Zukunft 
bezahlbar zu machen. Dazu erklären sich alle Fraktionen bereit, ihren Beitrag zu leisten und unter anderem 
einen wohnungspolitischen Sprecher oder eine Sprecherin zu benennen.

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, sich insbesondere für folgende Schwerpunkte einzusetzen:
- Bildung eines Bündnisses für sicheres und soziales Wohnen, für das die Wohnungsunternehmen der 

Stadt sowie weitere Entscheidungsträger und Multiplikatoren, wie z.B. die Mietervereine, gewonnen 
werden sollen.
Ziel ist es, dieses Bündnis bis Mitte 2015 handlungsfähig zu machen.

- Stärkere Fokussierung der Pro Potsdam auf eine sozial ausgerichtete Bewirtschaftung und 
Erweiterung des städtischen Wohnungsbestandes.

- Prüfung der wirtschaftlichen und sozialen Voraussetzungen für den weiteren Umgang mit dem 
Wohnhaus der Pro Potsdam Am Alten Markt 10.

- Zielgerichtete Förderung des genossenschaftlichen Wohnens.

- Optimaler Einsatz der Fördermittel des Landes (10 Mio. Euro pro Jahr) und weitere Bemühungen um 
eine Erhöhung dieser Förderung für einen sozialen Wohnungsbau in Potsdam.

- Anwendung der übergreifenden Mietpreisbremse auf der Grundlage der entsprechenden Verordnung 
der Landesregierung.

- Stärkere Einbeziehung privater Wohnungsunternehmen in die Bereitstellung von 
belegungsgebundenen Wohnungen oder Wohnungen im unteren Preissegment.

- Zügige Erarbeitung des Wohnkonzepts für die Landeshauptstadt und Übergabe möglichst vor dem 
jetzt geplanten Termin im September 2015.

- Prüfung der Voraussetzungen für die Einrichtung eines Fonds für soziales Wohnen im Haushaltsplan 
der Stadt 2015.

gez.  Dr. Scharfenberg
Fraktionsvorsitzende/r
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

TOP 11.2



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Wohnen muss in Potsdam höchste Priorität erhalten, um der zunehmenden Wohnungsnot wirksam 
begegnen zu können. Dafür hat die Stadt, wie im STEK Wohnen und in den Empfehlungen der 
Expertengruppe Potsdam 22 ausgewiesen, vielfältige Mittel und Möglichkeiten. Es bedarf jedoch 
großer Anstrengungen und klarer Entscheidungen, um diese Mittel zur Anwendung bringen zu 
können. Deshalb sollte die Stadtverordnetenversammlung zu Beginn dieser Wahlperiode diesen 
Schwerpunkt in aller Deutlichkeit formulieren.

TOP 11.2



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

14/SVV/0633

öffentlich
Betreff:
Mobilitätsticket Potsdam

Erstellungsdatum 17.06.2014
Eingang 922:

Einreicher: Fraktion DIE LINKE

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

09.07.2014 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, dass die Regelungen zur 
Inanspruchnahme des Mobilitätstickets Potsdam für Kinder und Jugendliche als Mitglieder von 
Bedarfsgemeinschaften für Empfänger von Leistungen aus dem SGB II oder dem SGB XII sofort wieder 
eingeführt werden.

Der Hauptausschuss ist im September 2014 über die Umsetzung zu informieren.

gez. 
Fraktionsvorsitzende/r
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

TOP 11.3



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Seit Mai 2014 erhalten schulpflichtige Kinder und Jugendliche der Landeshauptstadt Potsdam, die 
Mitglied einer Bedarfsgemeinschaft von Leistungen aus dem SGB II oder XII sind, kein 
Mobilitätsticket. Bis April 2014 war es ihnen unabhängig von der Art der aufzusuchenden 
Veranstaltung, einschließlich des Schulbesuches möglich, den Potsdamer ÖPNV voll umfänglich zu 
nutzen. Mit der Einführung der Verfahrensweise, dass im Zusammenhang mit ihrem Schulbesuch ein 
Antrag auf Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket (Schülerbeförderung) gestellt werden 
soll, werden die Eltern vor neue finanzielle Belastungen gestellt.
Der Auszug der Internetseite der Stadtwerke Potsdam weist keinerlei Einschränkungen bezüglich der 
Inanspruchnahme des Mobilitätstickets auf (siehe unten).
Aus dem Merkblatt der BuT-Leistungen ist ersichtlich, dass nur schulpflichtige Jugendliche, die eine 
weiterführende Schule aufsuchen, unter bestimmten Voraussetzungen die 
Schülerbeförderungskosten erstattet bekommen. Auch sie werden gegenüber anderen Nutzern des 
M-Tickets benachteiligt.
Der Aufhebung dieser Ungleichbehandlung von Kindern und Jugendlichen dient unser Antrag.

Ergänzende Informationen unter:

https://www.swp-potsdam.de/swp/de/verkehr/angebote-
vip/tickets_tarife/mobilitätsticket/st_mobilit_tstiscket_1.php

TOP 11.3

https://www.swp-potsdam.de/swp/de/verkehr/angebote-vip/tickets_tarife/mobilit%C3%A4tsticket/st_mobilit_tstiscket_1.php
https://www.swp-potsdam.de/swp/de/verkehr/angebote-vip/tickets_tarife/mobilit%C3%A4tsticket/st_mobilit_tstiscket_1.php


Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

14/SVV/0634

öffentlich
Betreff:
Berücksichtigung von Sozialspekten bei Grundstücksvergabe

Erstellungsdatum 17.06.2014
Eingang 922:

Einreicher: Fraktion DIE LINKE

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

09.07.2014 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, einen Verfahrensvorschlag zu entwickeln, der Abweichungen 
von der Höchstverbotsvergabe von Grundstücken bzw. Häusern für solche Bewerber_innen ermöglicht, 
die sich verbindlich verpflichten, dauerhaft preisgünstige Wohnungen zu vermieten. Dies soll 
gleichermaßen für Ausschreibungen der Stadt Potsdam wie für städtische Gesellschaften angewendet 
werden.
Es ist zu prüfen, ob solcher Verfahrensvorschlag auch für die Realisierung städtisch bedeutsamer 
Konzepte mit sozialem Mehrwert für den Stadtteil ermöglicht werden kann.

Dieser Verfahrensvorschlag ist der Stadtverordnetenversammlung in ihrer Sitzung im September 2014 
vorzulegen.

gez. 
Fraktionsvorsitzende/r
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

TOP 11.4



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Es ist ein wichtiges Anliegen der Stadt, eine sozialverträgliche Durchmischung der Stadtteile zu 
sichern und Wohnungen auch für weniger einkommensstarke Potsdamer bereitzuhalten. Dabei 
können Initiativen, Genossenschaften oder Vereine sehr hilfreich sein, die ihr Vorhaben nicht nach 
dem Prinzip der Gewinnerzielung organisieren. Vorbild sind am Gemeinwohl orientierte 
Genossenschaften aber auch Projekte, wie z. B. das Projekt Frizz23 in Berlin-Kreuzberg, das ein 
2500 Quadratmeter Grundstück für ein Projekt von Studios und Ateliers von der Stadt Berlin erwerben 
konnte, obwohl es nicht den Höchstpreis geboten hat. In Potsdam gab es das Vorhaben des Wohn- 
und Kulturprojektes Uhlandstraße 24, das für sein Projekt das Mindestgebot zum Erwerb geboten 
hatte mit der Selbstverpflichtung, alle Wohnungen sozialverträglich zu vermieten. Der Zuschlag ging 
dann an einen anderen Bieter, der mehr Geld bot aber nur zwei Wohnungen sozialverträglich sichern 
muss. 
Für solche und andere Fälle halten wir es für geboten, Regeln zu erarbeiten mit nachvollziehbaren 
Kriterien für die Bewerber, die bei Sicherung sozialverträglicher  Vermietung auch Abweichungen vom 
Prinzip der Höchstgebotsvergabe gestatten. 

TOP 11.4



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

14/SVV/0659

öffentlich
Betreff:
Medizinische Versorgung im ländlichen Raum Potsdams

Erstellungsdatum 24.06.2014
Eingang 922:

Einreicher: Fraktion SPD

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

09.07.2014 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, mit dem städtischen Klinikum Ernst von Bergmann ein Konzept 
für die medizinische Versorgung der ländlichen Gebiete Potsdams zu entwickeln. Abgestimmt mit 
Akteuren des  Gesundheitswesens wie Kassenärztlicher Vereinigung, niedergelassenen Ärzten, 
Pflegediensten und Apotheken sollen Strukturen geschaffen werden, die medizinische Ansprechpartner 
für die Menschen vor Ort sichern.
Das Konzept soll im Dezember 2014 der Stadtverordnetenversammlung vorgestellt werden.

gez. M. Schubert
Fraktionsvorsitzende/r
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

TOP 11.5



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung: 

Die rasch wachsenden Stadtteile insbesondere im Norden der Stadt  brauchen als Teil der sozialen 
Infrastruktur auch angemessene medizinische Versorgung. Auf die Erteilung etwa von 
Kassenarztsitzen hat die LHP keinen Einfluss. Umso wichtiger sind alternative Ansätze, die zum 
Beispiel in Zusammenarbeit mit dem städtischen Klinikum gefunden werden können.

TOP 11.5
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